
denten des Se­
nats der Freien 
Hansestadt Bre­
men, Dr. Andreas 
B o v e n s c h u l t e 
und dem Vorsit­
zenden des Deut­
schen Gewerk­
schaftsbundes, 
Reiner Hoffmann, prämiert. 
Mehr Informationen zur aktuellen Ausschrei­
bung unter: https://www.gelbehand.de/setz-
ein-zeichen/wettbewerb-aktuell/

Themen im Curriculum zu stärken, betonen 
darüber hinaus aber gleichzeitig auch, dass 
Demokratie als Haltung von jedem Einzelnen 
gelebt werden muss. Das versuchen sie zu för­
dern, indem sie junge Menschen zu demokrati­
schen Engagement motivieren. 
Wenn sie antidemokratische Tendenzen bei 
Schüler*innen, Azubis  oder Kolleg*innen be­
merken, lassen sie diese überwiegend nicht so 
stehen, sondern suchen die aktive Auseinan­
dersetzung. In ihrer eigenen Ausbildung hat De­
mokratieförderung leider keine Rolle gespielt. 
Trotz großer Bereitschaft sich persönlich zu in­
formieren und zu bilden, mangelt es an profes­
sionellen Fortbildungsangeboten zum Thema 
Demokratieförderung. Das private Engagement 
Weniger reicht nicht aus, um einen qualitativ 
hochwertigen Standard in der Demokratieför­
derung in der beruflichen Bildung zu etablie­
ren. Aber genau an dieser Stelle kommt die 
Fachstelle Fachpersonal des Kompetenznetz­
werks ins Spiel. Durch Qualifizierungsseminare 
und die Herausgabe von Lehrmaterial soll in 
den nächsten Jahren die Demokratieförderung 
in der beruflichen Bildung gestärkt werden. 
Die größten Hindernisse bei der Umsetzung 
demokratiefördernder Projekte sind nach Ex­
pert*innenmeinung in erster Linie der Zeit­
mangel und die fehlende Unterstützung von 
Seiten der Schulleitung und des Kollegiums. 
Nicht zuletzt wurden die Erwartungen der 
Expert*innen an zukünftige Qualifizierungsse­
minare und Unterrichteinheiten ausgewertet. 
Um deren Inhalte und Durchführungsformate 

wird es im nächsten Schritt 
bei der bundesweiten Online-
Umfrage noch genauer gehen. 
Die Ergebnisse der gesamten 
Bedarfsanalyse werden dann 
in der ersten Jahreshälfte 
2021 veröffentlicht. 

Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Noch bis zum 15. Januar 2021 können sich Aus­
zubildende, Berufsschüler*innen und junge 
Gewerkschafter*innen an dem mittlerweile 
14.  Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ beteiligen. 
Gesucht werden Beiträge, die ein kreatives Zei­
chen gegen Rassismus, Rechtsextremismus, 
Diskriminierung und für ein solidarisches Mit­
einander sowie Demokratie setzen. Bei der 
Wahl der Form des Beitrags sind die Teil­
nehmer*innen vollkommen frei. Die besten 
Beiträge werden bei der Preisverleihung am 
19. März 2021 im Bremer Rathaus im Kreise der 
Schirmherren des Wettbewerbs, dem Präsi­

Auch in der Sommerpause lag die Arbeit im 
vom Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
geförderten Kompetenznetzwerk „Demokratie­
förderung in der beruflichen Bildung“ nicht 
still. Die Fachstelle Fachpersonal des Kumpel­
vereins führt im Jahr 2020 eine Bedarfsanalyse 
durch, um ihre Angebote für Lehrer*innen an 
berufsbildenden Schulen und Ausbilder*innen 
in den kommenden Jahren entsprechend der 
Ergebnisse aufstellen zu können. Im Rahmen 
der Analyse wurde im ersten Teil der Ist-Zu­
stand der Bildungsmaterialien und Qualifizie­
rungsangebote im Bereich der Demokratieför­
derung in der beruflichen Bildung ermittelt. Im 
zweiten Schritt wurden Expert*innen der beruf­
lichen Bildung für qualitative Interviews aus­
gesucht. Berufsschullehrkräfte und Ausbil­
der*innen aus den Bundesländern Bayern, 
Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfa­
len und Thüringen standen dem Projektperso­
nal in ca. zweistündigen Telefon-Interviews 
Rede und Antwort. Nach der Auswertung ste­
hen nun die Ergebnisse der qualitativen Ex­
pert*inneninterviews bereit. 
Bei der Auswertung wurde deutlich, dass das 
berufliche Selbstverständnis der Expert*innen 
über die Vermittlung von fachlichem Wissen hi­
nausgeht. Die Förderung der Persönlichkeits­
entwicklung und die Vermittlung von Soft Skills 
nehmen bei ihnen einen mindestens genauso 
großen Stellenwert ein. Besonders schätzen sie 
an ihrer Arbeit die große Vielfalt ihrer Schützlin­
ge, die sie in einer spannenden Lebensphase 
begleiten dürfen, die sowohl neue Pflichten als 
auch neue politische Mitbe­
stimmungsrechte mit sich 
bringt. 
In Bezug auf Demokratie­
förderung sehen die Ex­
pert*innen eine große Not­
wendigkeit sozialpolitische 

Jetzt bewerben und ein Zeichen gegen  
Rechts und für Demokratie setzen!
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 2020/2021

Ergebnisse aus den qualitativen Expert*inneninterviews
Neues aus dem Kompetenznetzwerk  
„Demokratieförderung in der beruflichen Bildung“
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Demokratie stärken – 
mehr politische Bildung 
in Berufsbildung und 
Weiterbildung!
Schweriner Erklärung der GEW 

In der Schweriner Erklärung kritisiert die 
GEW, dass die Politische Bildung in den 
Stundentafeln an berufsbildenden Schulen 
auf ein Minimum reduziert und häufig fach­
fremd unterrichtet werde. Die GEW fordert, 
dass die Politische Bildung nicht nur als ei­
genständiges Fach mehr Wertschätzung er­
fahre, sondern vermehrt Querschnittsauf­
gabe aller anderen Unterrichtsfächer sein 
solle. Demnach solle sie im Unterricht regel­
haft mit schulischen Projekten der Mitwir­
kung und Mitgestaltung verbunden werden, 
in denen Schüler*innen auch die Wirksam­
keit politischen Handelns erfahren könnten. 
Notwendig sei demnach u. a. die gleichwer­
tige Verankerung der Politischen Bildung in 
den beruflichen Lernfeldern, Lernsituatio­
nen und in den Kammerprüfungen sowie 
der Ausbau der universitären Lehrkräftebil­
dung für Politische Bildung an berufsbilden­
den Schulen. 
Die Erklärung in voller Länge gibt es hier:
https://www.gew.de/fileadmin/media/pu-
blikationen/hv/Berufliche_Bildung/2020-
06-18-Tagung-Politische-Bildung-und-Pro-
fessionalisierung-Schwerin/20200619-
Schweriner-Erklaerung.pdf
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„Mit Neonazis darf man nicht zusammen auf die Straße gehen!“
Gelbe Hand-Interview mit Anja Piel, DGB-Bundesvorstandsmitglied 

Gut wie immer und doch alles anders
Gelbe Hand beim IG-BCE-Bildungsseminar in Bad Münder  

Drei mutige Polizeibeamte haben verhindert, 
dass ein Mob in das Reichstagsgebäude ein­
dringt. Dennoch: Die Bilder vom Reichstag ha­
ben einen hohen Symbolwert. Da haben wir 
vor allem Reichsbürger und andere Neonazis 
gesehen, schwarz-weiß-rote Reichsfahnen do­
minierten das Bild. Und es geht alles einher mit 
unfassbaren Verschwörungserzählungen, auf 
die auch andere Kreise hereinfallen. In Berlin 
war eine wirklich unselige Mischung unter­
wegs: Selbst, wenn ich ein berechtigtes Anlie­
gen habe und es einen realen Grund und kon­
krete Adressaten für meine Wut gibt – mit der 
extremen Rechten, mit Neonazis darf man 
nicht zusammen auf die Straße gehen! 
Wir müssen sorgfältig sehen, dass sich die Krei­
se der Verschwörungstheoretiker und der Neo­
nazis nicht noch weiter überschneiden. Und 
mir macht große Sorge, dass die Scheu schwin­
det, gemeinsam mit der extremen Rechten auf 
die Straße zu gehen und auf der Straße gese­
hen zu werden.

Die Bundesregierung hat, nicht zuletzt aus 
Anlass der jüngsten rechten Terrorserie, ei-
nen Kabinettsausschuss einberufen, der sich 
der Bekämpfung von Rechtsextremismus und 

Rassismus widmen soll. Was sagt der DGB 
dazu?
Grundsätzlich begrüßen wir diesen Ausschuss 
und die Ernsthaftigkeit der Bundesregierung, 
der extremen Rechten, Rassismus und Antise­
mitismus entgegenzutreten. Uns liegen dabei 
einige Dinge besonders am Herzen. Es ist wich­
tig, dass es ein Programm wie „Demokratie le­
ben!“ gibt. Der Kumpelverein und die DGB- 
Jugend bilden hier ja auch ein starkes Kom- 
petenznetzwerk zum Thema Berufliche Bil­
dung. Extrem rechte, rassistische und antise­
mitische Einstellungen gibt es aber nicht nur 
bei Jugendlichen. Der rechte Terror hat ja eine 
lange Blutspur hinterlassen. Ein „NSU  2.0“ ist 
aktuell dabei, Menschen einzuschüchtern und 
hatte wohl Zugriff auf private Daten. Die An­
schläge auf Dr. Walter Lübcke, in Halle und Ha­
nau haben gezeigt: Es ist hohe Zeit zu handeln.

Was fehlt, und was fordert der DGB?
Wichtig ist uns, dass es einen Arbeitsweltbezug 
gibt. Wir waren verwundert, dass der Bundesar­
beitsminister nicht ständiges Mitglied des Aus­
schusses ist – das Arbeitsleben spielt ja eine 
wichtige Rolle. Wir wissen ja auch, dass weder 
der Status als Arbeitnehmer*in noch der als Ge­
werkschaftsmitglied gegen extrem rechte und 
rassistische Weltanschauungen imprägniert. Wir 
meinen, dass es starker Mitbestimmungsgremi­
en und der Initiative der Sozialpartner gemein­
sam mit der Politik bedarf, um Demokratieför­
derung im Betrieb zu leben. Wir blicken da auch 
auf den sich abzeichnenden Strukturwandel, 
mit dem sich ein neues Einfallstor für die extre­
me Rechte in die Betriebe bilden könnte.
Wir wollen auch die politische Bildung stärken. 
Ihr wisst das, der Kumpelverein ist ja selbst Bil­
dungsträger: Die politische Bildung muss wieder 
gestärkt werden. Menschen müssen rechtlich 
und tatsächlich gestärkt werden, zum Beispiel 
ihr Recht auf Bildungsurlaub in Anspruch zu 
nehmen. Und wir müssen uns auch selbstkri­
tisch fragen, ob es genügend Angebote einer an 
demokratischen Werten orientierten politischen 
Bildung gibt, welche Träger überhaupt noch un­
terwegs sind und welche Angebote in den länd­
lichen Räumen geschaffen werden können.
Und schließlich wollen wir als einen wichtigen 
Punkt die Frage der Demokratieförderung 
durch die Zivilgesellschaft thematisieren – wir 
brauchen ein Demokratiefördergesetz, damit 
wir von der „Projektitis“ wegkommen. Zugleich 
sind die Träger massiven Angriffen, etwa durch 
die AfD, ausgesetzt. Die Zivilgesellschaft ist un­
glaublich wichtig, sonst würde auf vielen Fel­
dern gar nichts passieren. Wir müssen das zar­
te Pflänzchen hegen und pflegen.

Anja, vielen Dank für das Gespräch!

Das Interview in voller Länge findet Ihr in der On­
line-Ausgabe des Magazins unter: https://www.
gelbehand.de/informiere-dich/newsletter/

Anja Piel ist seit Mai Mitglied des geschäftsfüh-
renden DGB-Bundesvorstands. Sie trat die 
Nachfolge von Annelie Buntenbach an und ist 
u. a. zuständig für die Migrations- und Anti
rassismusarbeit. Dem Kumpelverein gehört sie 
als Fördermitglied an.  

Anja, deine ersten 100 Tage im Amt sind schon 
um. Wie hast du den Einstieg in dein neues 
Amt erlebt?
Wir hatten einen guten Übergang – Annelie 
Buntenbach hat ihn begleitet, sie ist weiterhin 
ansprechbar, die vorhandenen Arbeitsstruktu­
ren und Netzwerke habe ich übernehmen kön­
nen und werde sie weiterhin gut pflegen. Es ist 
eine spannende neue Herausforderung. Aber 
es gibt ein tolles Team, ich kann auf viele Ideen, 
viele Aktivitäten und viel Erfahrung zurückgrei­
fen. Das macht Spaß!

Du hast die Corona-Protestdemonstrationen 
in Berlin Anfang und Ende August erlebt, was 
denkst du dazu?
Ich will es nicht überbewerten – wir haben am 
29. August ja keinen Sturm auf das Parlament 
erlebt, auch wenn die extreme Rechte das ger­
ne so hätte und sich medial so in Szene setzt. 

Traditionell ist die Gelbe Hand bei den IG-BCE-
Bildungsseminaren zum Thema „Rassismus, 
Rechtspopulismus und Rechtextremismus “ in 
den Bildungszentren Kagel und Bad Münder 
mit einem Bildungsangebot dabei. In diesem 
Jahr war alles anders als gewohnt. Wegen der 
Corona-Pandemie musste das Seminar in Ka­
gel abgesagt werden und das Seminar in Bad 
Münder fand unter den virusbedingten Hygie­
nemaßnahmen statt. Für den Kumpelverein 
und seinen neuen Referenten, Caglar Ekici, war 
es der erste Bildungseinsatz nach einer langen 
Corona-Pause. Auch für Marco Jelic, der das 
Seminar leitete und Redakteur des Gelbe-
Hand-Magazins „Aktiv für Chancengleichheit“ 
ist, war es eine neue Erfahrung, sich auf die vie­
len neuen Einschränkungen einzustellen. 
Die Teilnehmer*innen erhielten dennoch eine 
umfassende Weiterbildung. In den ersten Ta­
gen ging es um die historische Entwicklung des 

Rechtsextremismus in Deutschland sowie die 
aktuellen Gefahren. Auch die NS-Verbrechen 
standen mit dem Besuch des Konzentrations­
lagers und der Gedenkstätte Bergen-Belsen auf 
dem Programm.
In den letzten beiden Tagen des Seminars be­
kamen die Teilnehmer*innen einen Einblick in 
die Arbeitspraxis des Kumpelvereins. Dabei 
ging es um die Nutzung der Angebote des Kum­
pelvereins in der eigenen Arbeit im Betrieb, die 
betrieblichen Handlungsstrategien gegen Ras­
sismus und die Strategien zur Abwehr rechter 
Sprüche. Insbesondere war es für die Teilneh­
mer*innen wichtig, Näheres über rechtliche 
Handlungsmöglichkeiten im Falle von Diskri­
minierungen zu erfahren.
Auch unter den Corona-Rahmenbedingungen 
gab es gute Gruppenarbeiten sowie sehr viele 
Diskussionen und Austausch, wie man es aus 
den Zeiten vor Corona gewohnt war.  

Die Teilnehmer*innen des IG BCE-Seminars setzen mit der Gelben Hand ein Zeichen gegen Rassismus und Rechtsextremismus.

https://www.gelbehand.de/informiere-dich/newsletter/
https://www.gelbehand.de/informiere-dich/newsletter/


Wie so viele Orte in Deutsch­
land hat auch Haltern am 
See, ein idyllischer Naher­
holungsort im Ruhrgebiet, 
seine dunklen Kapitel in der 
NS-Zeit. Um eine solche Lo­
kalgeschichte heute aufzu­
bereiten, bedarf es jahre­
langer, akribischer Archiv- 
arbeit. Über vier Jahre hat 
unser Fördermitglied, Ortwin Bickhove-Swider­
ski, DGB-Kreisvorsitzender in Coesfeld, über die 
Anfänge der NS-Zeit in Haltern am See recher­
chiert. Der langjährige hauptamtliche ver.di-
Gewerkschaftsfunktionär ist nicht nur standhaf­
ter Gewerkschafter und bekennender Antifa- 
schist, sondern auch ein passionierter Lokalhis­
toriker. In seinem Anfang des Jahres erschiene­
nen Buch „Die Anfänge der NS-Zeit in Haltern 
am See“ (2020) werden erstmalig ausführlich 
die Zeit des Faschismus und die handelnden 
NSDAP-Funktionäre dargestellt, die in ganz 
Deutschland als Helden verehrt wurden. Er geht 
der Frage nach möglichen Opfern der Eutha­
nasie nach und zum ersten Mal wird auch über 
die Bücherverbrennung in Haltern am See be­
richtet. Für das Gelbe Hand-Fördermitglied 
Bickhove-Swiderski ist die Aufarbeitung der Ge­
schichte im Angesicht des heutigen Erstarkens 
rechter Kräfte wie der AfD elementar wichtig: 
„Anhand der Geschichte sieht man, wenn die 
Rechten an die Macht kommen, werden sie un­
sere freiheitliche Demokratie, so wie wir sie ken­
nen, abschaffen. Daher wehret den Anfängen!“  
Bickhove-Swiderski, Ortwin:  
Die Anfänge der NS-Zeit in Haltern am See –  
und der Fall Bernard Gerwert aus Sythen,  
Dülmen : Laumann-Verlag, 2020.  
ISBN 978-3-89960-481-8 : EURO 16,80.   
Gerne stellt der Autor seine Bücher auf 
Veranstaltungen vor, z. B. bei Gewerkschaften 
oder Parteigliederungen.

Nie wieder Krieg!  
Nie wieder Faschismus!
DGB begeht den Antikriegstag 2020 digital

Wir vergessen nicht!
Hanau: Gewerkschaften vor Ort auf der Kundgebung der „Initiative 19. Februar Hanau“ 

Dieses Jahr ist Corona-bedingt alles anders – 
aber die Botschaft der Gewerkschaften bleibt 
die gleiche: Nie wieder Krieg! Nie wieder Fa­
schismus! „So lautet unumstößlich die Lehre, 
die wir Gewerkschaften aus der Geschichte ge­
zogen haben – und für die wir uns heute wieder 
mit all unserer Kraft stark machen müssen“, 
hieß es dazu im diesjährigen DGB-Aufruf zum 
Antikriegstag. Der Antikriegstag 2020 ist ein be­
sonderer Tag der Mahnung und des Erinnerns, 
da sich die Befreiung vom Faschismus zum 
75. Mal jährt. Mit seinem Überfall auf Polen am 
1.  September 1939 riss Nazi-Deutschland die 
Welt in den Abgrund: „Wir müssen die Erinne­
rung daran wachhalten, dass Deutschland an­
gesichts der Menschheitsverbrechen der Nazis 
besondere Verantwortung für den Frieden 
trägt.“ Es folgt im Aufruf ein Appell gegen das 
Aufrüsten, für Frieden und eine sozial gerechte 
Zukunft. Das waren auch die Themen des digi­
talen Antikriegstages, der am 1. September live 

Ferhat Unvar, Mercedes Kierpacz, Sedat Gürbüz, 
Gökhan Gültekin, Hamza Kurtović, Kaloyan Vel­
kov, Vili Viorel Păun, Said Nesar Hashemi und 
Fatih Saraçoğlu. Das sind die Namen der 9 jun­
gen Menschen, die am 19.  Februar durch ein 
rechtsextremes, rassistisches Attentat aus dem 
Leben gerissen wurden. Am 22. August, ein hal­
bes Jahr später, fand auf dem Freiheitsplatz in 
Hanau eine Kundgebung statt, bei der es darum 
ging, zu gedenken, aber auch darum, Konse­
quenzen zu fordern – nach Gerechtigkeit, Aufklä­
rung und einem entschiedeneren Kampf gegen 
Rassismus. Aufgerufen dazu hatte gemeinsam 
mit Angehörigen die „Initiative 19.  Februar Ha­
nau“, die die betroffenen Familien unterstützen 
und politisch gegen das Vergessen, für Aufklä­
rung kämpfen. Auch der DGB Südosthessen mit 
Büro in Hanau war von Anbeginn bei der Grün­
dung der Initiative organisatorisch involviert. In 
der letzten Monaten konnte man durch Bereit­
stellung von Räumen die Initiative unterstützen, 
für die geplante Demo am 22. August hatte man 
die Mitglieder mobilisiert, erklärt der DGB-Ju­
gendbildungsreferent, Martin Hünemann. Die 
große Demo wurde dann Corona-bedingt abge­

Die Anfänge der NS-Zeit  
in Haltern am See 
Gelbe-Hand-Fördermitglied veröffent-
licht Buch über die NS-Zeit 

im Netz übertragen wurde. Der DGB hatte ge­
meinsam mit dem Verband deutscher Schrift­
stellerinnen und Schriftsteller in ver.di (VS) und 
ver.di ein Live-Programm zusammengestellt – 
mit Kulturprogramm, Interviews und Gesprä­
chen. Zahlreiche Künstler*innen trugen Texte 
rund um die Themen Krieg und Frieden vor. 
Auch über die Folgen heutiger Kriege wurde ge­
sprochen. Anna Kasparyan von der DGB-Ju­
gend sprach über Situation von Geflüchteten 
auf den griechischen Inseln und forderte mehr 
Menschlichkeit. Es brauche sichere Fluchtwege, 
Seenotrettung und ein menschenwürdiges Le­
ben: „Wir können nicht länger zusehen, dass 
Menschen sterben.“ Reiner Hoffmann sah im 
Interview auch in der verfehlten politischen 
Zielsetzung einen Grund für das viele Leid: 
„Fluchtursachen bekämpft man nicht mit stei­
genden Militärausgaben.“ Aufrüsten hätte Kon­
flikte nie gelöst, sondern immer verschärft. Es 
gebe keine militärische Sicherheit. Des Weite­

sagt. Stattdessen die Kundgebung mit rund 250 
Menschen, die dann live im Netz übertragen 
wurde. Martin Hünemann, auch die DGB-Re­
gionsgeschäftsführerin Tanja Weigand und wei­
tere Kolleg*innen waren dabei. „Für mich ist das 
erstmal eine Motivation, die aus der persönli­
chen Erschütterung über die Vorfälle kommt“, 
erzählt Hünemann. Politisch müsse es darum 
gehen, dass die Aufarbeitung nicht ende, son­
dern weitergehe. Wichtig sei die Unterstützung 
der Angehörigen: „Als Gewerkschaften ist jetzt 
von uns ganz konkret Solidarität gefordert.“ Ge­
samtgesellschaftlich müsse man die Stimme der 
von Rassismus Betroffenen stärken und selbst 
klare Haltung zeigen: „Rassismus im Alltag gilt 
es entgegenzutreten, egal, wo er auftritt.“ So 
sieht das auch Jasmina Petković. Die Vorsit­
zende des ver.di-Landesmigrationsausschusses 
Hessen war gemeinsam mit ver.di-Kolleg*innen 
des Migrationsausschusses Frankfurt und Regi­
on auf der Kundgebung. Die Ansprachen der An­
gehörigen haben sie sehr berührt: „Es braucht 
ein würdiges Gedenken und ein sichtbares Erin­
nern im öffentlichen Raum.“ Von Hanau gehe 
auch der Auftrag aus, entschiedener zu handeln, 
denn: „Der Rassismus ist weiterhin da und spal­
tet die Gesellschaft.“ Man müsse sich verstärkt 
auch mit Diskriminierung und Rassismus in Be­
hörden beschäftigen, das ginge aber nur im Dia­
log miteinander. Die Initiative 19. Februar Hanau 
wirft den Behörden Versagen vor, unter anderem 
weil der Täter als bekennender und bekannter 
Rassist weiterhin einen Waffenschein besitzen 
durfte. Die Initiative hat sich das Versprechen ge­
geben, weiter zu kämpfen, bis alles lückenlos 
aufgeklärt und politische Konsequenzen gezo­
gen wurden. 

Der Autor: Ortwin Bickhove-Swiderski, geb. 1956 in 
Recklinghausen, verheiratet, zwei Kinder. Mitglied der 
SPD, langjähriger Stadtverordneter in Dülmen. Mitglied 
der VVN-Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes. 
Gewerkschaftssekretär bei ver.di NRW. Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in Dülmen. 2015 ausge-
zeichnet mit der Kulturplakette der Stadt Dülmen. Mit-
glied im VS-Verband deutscher Schriftstellerinnen und 
Schriftsteller.

In diesem Buch wird erstmalig ausführlich über die NS-Zeit in Haltern am 
See, ihre Entstehung und die handelnden NSDAP-Funktionäre berichtet. Der 
Autor arbeitet den Fall des sog. „Blutzeugen der Bewegung“ Bernard Gerwert 
historisch vollständig auf. Auch der Mythos über seinen Tod, er wäre im poli-
tischen Kampf von Kommunisten erschlagen worden, wird anhand von Daten 
und Fakten widerlegt. Gerwert verstarb an einer Blinddarmentzündung, den 
„Ehrensold“ kassierte sein Vater über Jahre zu Unrecht. Die Dülmener NSDAP 
legte sogar einen Grundstein nieder, um für Gerwert ein Denkmal zu bauen.
 
Die führenden NS-Köpfe aus Haltern am See, der Bürgermeister Carl Schenuit, 
der Stadtbaurat Friedrich Illian, Parteigenosse Josef Korber und weitere werden 
vorgestellt. Die noch vorhandenen Akten, insbesondere die Entnazifizierungs-
akten, wurden zum ersten Mal grundlegend ausgewertet. Auch der Heimatfor-
scher und Lehrer Phillip Schaefer und der Fraktionsvorsitzende der NSDAP im 
damaligen Halterner Stadtrat, Lehrer Wilhelm Heermann, werden anhand von 
NS-Akten in ein anderes Licht gerückt. Im Buch enthalten ist ein Bericht über 
den SS-Mann Werner Hanemann. Nach ihm benannte die Wuppertaler  
NSDAP eine Straße. Weiter wird untersucht, warum für den SA-Mann Köster 
in Haltern kein Denkmal entstanden ist.
 
Der Autor berichtet erstmals über die Bücherverbrennungen in Haltern am See. 
Des Weiteren wird der Frage nach Opfern der „Euthanasie“ nachgegangen.

Für politisch Interessierte ist dieses Buch ein Muss.
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Die Anfänge der NS-Zeit  
in Haltern am See –

und der Fall Bernard
Gerwert aus Sythen

Ortwin Bickhove-Swiderski
Laumann-Verlag

Ortwin Bickhove-Swiderski

Die Anfänge der NS-Zeit in  
Haltern am See – und der Fall  
Gerwert aus Sythen

1. Aufl. 2020, 172 Seiten,  
60 s/w Abb., Format 14,8 x 21 cm, Softcover
ISBN 978-3-89960-481-8

16,80 Euro

In diesem Buch wird erstmalig ausführlich über 
die NS-Zeit in Haltern am See, ihre Entstehung 
und die handelnden NSDAP-Funktionäre, be-
richtet. Der Fall des sog. „Blutzeugen der Bewe-
gung“ Bernard Gerwert wird historisch vollstän-
dig aufgearbeitet.  Zum ersten Mal wird über 
die Bücherverbrennung in Haltern am See mit 
Nennung der Verantwortlichen informiert. Des 
Weiteren wird der Frage nach Opfern der „Eut-
hanasie“ nachgegangen. Das Buch ist für poli-
tisch Interessierte ein Muss.

ren erlebe er in erschreckender Weise ein Er­
starken von Rechtsnationalismus und Frem­
denfeindlichkeit. Man müsse daher gewerk- 
schaftliche Werte von Solidarität, Gerechtig­
keit, Vielfalt und Menschenrechte in den Mittel­
punkt stellen, aber auch deutlich machen, wie 
man Lebensperspektiven sichern wolle. Das sei 
eine „ur-gewerkschaftliche“ Aufgabe. Zum Ab­
schluss unterstrich Hoffmann: „Demokratie ist 
die Staatsform, die man jeden Tag neu prakti­
zieren muss. Das ist eine Aufforderung für alle 
Demokraten sich gegen jegliche Form von 
Rechtsnationalismus, Fremdenfeindlichkeit 
und Populismus zu wehren.“
Mehr Infos sowie die Aufzeichnung des digita­
len Antikriegstages findet Ihr unter: https://
www.dgb.de/themen/++co++99ca4590-dbf3-
11ea-8428-001a4a160123

v.l. Alexander Klein, stellvertr. Geschäftsführer des ver.di- 
Bezirk Frankfurt a. M. und Region, Jasmina Petković, 
Vorsitzende ver.di-Landesmigrationsausschuss Hessen,  
Giuseppe Carrieri, stellvertr. Vorsitzender ver.di-Landes
migrationsausschuss Hessen� (Foto: ver.di Migration)

(Quelle:  
DGB/ FES AdsD)

https://www.dgb.de/themen/++co++99ca4590-dbf3-11ea-8428-001a4a160123
https://www.dgb.de/themen/++co++99ca4590-dbf3-11ea-8428-001a4a160123
https://www.dgb.de/themen/++co++99ca4590-dbf3-11ea-8428-001a4a160123
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Neue Fördermitglieder

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen.  
An dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr 
für die Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 

In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden­
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Argumente gegen Rechtspopulismus –  
3. Auflage 
Broschüre des Monats

Politisch aktiv, vielfältig und bunt – ver.di zeigt klare Kante gegen Rechts 
Aktionswoche gegen Rechts des ver.di-Landesbezirks NRW

Seit die AfD auf der politischen Bühne aufgetaucht 
ist, haben sich die deutsche Gesellschaft und der po­
litische Umgang verändert. Beleidigungen, Anfein­
dungen, auch Morddrohungen aus der extremen Rechten sind an der 
Tagesordnung. Viele Kommunalpolitiker*innen kennen das aus eigener, 
leidvoller Erfahrung. Einige haben deshalb ihre Mandate zurückgege­
ben, um sich und ihre Familien zu schützen. Das ist ein Angriff auf unsere 
Demokratie – und vor der Kommunalwahl in NRW am 13.  September 
2020 rückt er stärker in den Fokus. Für den DGB NRW war das die Zeit, 
genau hinzuschauen und die dritte überarbeitete Auflage „Argumente 
gegen Rechtspopulismus“ zu veröffentlichen. 
Was sagt die AfD zu den Themen Wohnen und Mobilität? Was zu den Zu­
kunftsthemen wie Strukturwandel und Klimaschutz, die deutliche Ver­
änderungen für Beschäftigte nach sich ziehen werden? Was sagt sie zur 
Bildungspolitik? Damit setzen sich die  Argumentationskarten auseinan­
der. Das Ergebnis? Die AfD hat kein Angebot, den Strukturwandel zu ge­
stalten, keine Alternativen zu den drängenden Fragen unserer Zeit. Sie 
versucht konsequent, möglichst jede Frage auf ihr einziges zugkräftiges 
Thema zurückzuführen: Migration. Es geht ihr vor allem darum, ihr ras­
sistisches und abwertendes Weltbild zu verbreiten. Für die Gewerk­
schaften in NRW ist klar: Das werden wir nicht hinnehmen. Die Argu­
mentationskarten dienen dazu, diesem rassistischen Weltbild durch 
Aufklärung und Handeln zu begegnen und die AfD argumentativ und 
inhaltlich zu entlarven. 
Die Argumentationskarten zum Download findet Ihr unter: https://nrw.
dgb.de/archiv/++co++122fcbd8-d652-11ea-a3c1-001a4a16011a

Ob am Rhein, im Ruhrgebiet oder in Westfalen 
– überall machten engagierte ver.di-Kolleg*in­
nen deutlich, dass Nazis weder in Parlamenten 
noch in Betrieben erwünscht sind. Denn vom 
17. bis zum 22.  August hatte ver.di NRW mit 
Blick auf die am 13.  September anstehenden 
Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen zur 
Aktionswoche gegen Rechts aufgerufen unter 
dem Motto: Nazis raus aus Parlamenten und 
Betrieben. Landesweit fanden daher Aktionen 
in Betrieben, Dienststellen und Innenstädten 
statt, um ein klares Zeichen gegen rechte Ideo­

logien und Parteien zu setzen. Dabei beeindruckten vor allem die kreati­
ven Umsetzungsformen der Kolleg*innen: im Bezirk Düssel-Rhein-Wupper, 
aber auch in Duisburg, wurde mit Sprühaktionen und Plakaten in der Öf­

fentlichkeit ein Zeichen gegen Hass und Hetze gesetzt, in Bonn saß unser 
Fördermitglied Joachim Mohr mit einer überdimensionierten Papp-Zei­
tung auf dem Münsterplatz , darauf die klare Botschaft: Nazis raus aus den 
Parlamenten. Gewerkschafter*innen aus Wuppertal organsierten einen 
Fahrradkorso, bei dem sie historische Stätten und Gedenkorte national­
sozialistischer Verbrechen abfuhren und sich so mit der Lokalgeschichte 
auseinandersetzten. In vielen Betrieben und Verwaltungen, wie z. B. bei 
der Knappschaft Bahn-See in Bochum, rollten ver.di-Mitglieder in der Mit­
tagspause Banner aus unter dem DGB-Motto: Rathaus nazifrei! Auch die 
Düsseldorfer ver.di-Landesbezirksverwaltung schmückt nun an der Au­
ßenfassade ein deutliches Statement gegen Rechts in Form eines Banners. 
Für Gabriele Schmidt, Landesbezirksleiterin ver.di NRW, gehört das Enga­
gement gegen Rassismus und Rechtsextremismus zum Wertefundament 
der Gewerkschaften: „Wir setzen uns gemeinsam und solidarisch für men­
schenwürdige Lebens- und Arbeitsbedingungen für alle ein. Ungeachtet 
der Herkunft, der Hautfarbe, der ethnischen oder religiösen Zugehörig­
keit, der geschlechtlichen Identität oder Orientierung oder des Alters. Das 
ist unser Selbstverständnis als Gewerkschafter*innen. Die Aktionswoche 
mit Aktionen in ganz NRW hat noch einmal öffentlichkeitswirksam deut­
lich gemacht, dass wir keine ‚reine Tarifgewerkschaft‘, sondern politisch 
aktiv, vielfältig und bunt sind.“ 
Weitere Impressionen zur Aktionswoche findet ihr unter: https://nrw.
verdi.de/themen/nachrichten/++co++b12d5a96-d8ac-11ea-9f94-
001a4a160100

�(Foto: ver.di NRW)
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